
Quotenfrauen
Kandidatinnen, Listen- und Direktmandate im deutschen Wahlsystem

Von Sara Claro da Fonseca und Ana Esp�rito-Santo

Trotz Quoten auf den meisten Parteilisten sind Frauen
im Bundestag unterrepr�sentiert. Dies h�ngt sowohl
mit der personalisierten Komponente im deutschen
Verh�ltniswahlsystem als auch mit wahlstrategischen
�berlegungen der Parteien zusammen. In den Wahl-
kreisen ist der Anteil von Kandidatinnen niedriger als
auf den Landeslisten der Parteien und ihre Wahl-
chancen sind geringer als die von M�nnern. Frauen
werden insbesondere von der SPD aufgestellt und ge-
rade in hart umk�mpftenWahlkreisen auch gew�hlt.

Bei der Bundestagswahl 2005 stellten Frauen
knapp 52 Prozent der W�hler, aber nur 31,9
Prozent der gew�hlten Abgeordneten. Damit
steht Deutschland verglichen mit dem welt-
weiten Durchschnittswert von 17,4 Prozent
Frauen nicht schlecht da. Schließlich weist es
g�nstige Bedingungen f�r die politische Re-
pr�sentation von Frauen auf: eine hoch ent-
wickelte Wirtschaft, eine in Fragen der Ge-
schlechtergerechtigkeit liberal orientierte Ge-
sellschaft und ein Verh�ltniswahlsystem, das
der parlamentarischen Vielfalt f�rderlich ist.
Das ist bei L�ndern wie Schweden und Finn-
land nicht anders. In deren Parlamenten aber
wurde die 40-Prozent-Marke schon lange
�berschritten. Welche Faktoren tragen dazu

bei, dass Frauen im Deutschen Bundestag
vergleichsweise schw�cher vertreten sind?

In der Forschung ist die Schl�sselrolle von poli-
tischen Parteien unbestritten. Sie entscheiden
�ber die Aufstellung von Frauen als Kandida-
tinnen und damit �ber ihre Wahlchancen. Da-
bei k�nnte die politische Unterrepr�sentation
von Frauen als Produkt ihrer geringen Mit-
gliederzahlen in den Parteien erscheinen. Wie
Abbildung 1 deutlich macht, reicht der weib-
liche Mitgliederanteil in den deutschen Par-
teien von gut 18 Prozent bei der CSU bis zu fast
45 Prozent bei der PDS/Die Linke. Vor allem
bei den linken Parteien f�llt auf, dass Frauen in
ihren parlamentarischen Reihen st�rker ver-
treten sind als unter den Parteimitgliedern
selbst. Dies deutet auf eine verst�rkte Re-
krutierung von Frauen f�r das Parlament hin.

Anreiz k�nnte das Wahlverhalten von Frauen
sein, denn 2005 zeigten diese st�rker links-
orientierte Pr�ferenzen: 35,5 Prozent der
Frauen im Vergleich zu 32,8 Prozent der
M�nner w�hlten die SPD, w�hrend 8,8 Pro-
zent der Frauen im Vergleich zu 7,4 Prozent
der M�nner die Gr�nen w�hlten. Diese Par-
teien haben sicherlich ein Interesse daran,
diesen Vorteil weiter auszubauen, zum Bei-
spiel durch die verst�rkte Aufstellung von
Kandidatinnen. Aber auch die von den W�h-
lerinnen lange favorisierte CDU/CSU m�sste
daran interessiert sein, diesen Nachteil ge-
gen�ber SPD und Gr�nen abzubauen.

Politische Parteien sind rationale, um W�hler-
stimmen konkurrierende Akteure, die spezifi-
sche Repr�sentationsangebote an unterschied-
liche W�hlergruppen richten. Es ist daher an-
zunehmen, dass mehr Frauen ins Parlament
gelangen, wenn Parteien ein wahlstrategisches
Interesse an den Stimmen von Frauen sehen.
An potenziellen Kandidatinnen mangelt es
nicht: Bei allen Parteien w�ren bei der letzten
Wahl rein weibliche Listen- undWahlkreisauf-
stellungen m�glich gewesen, selbst wenn nur
f�nf Prozent ihrer weiblichen Mitglieder f�r
eine Kandidatur bereitgestanden h�tten. Wie
Abbildung 1 deutlich macht, nominierten ge-
rade die großen Parteien 2005 mehr Kandida-
tinnen, als ihr weiblicher Mitgliederanteil zu-
n�chst vermuten l�sst. Dass bei der CDU/CSU
vergleichsweise mehr Frauen aufgestellt als ins
Parlament gew�hlt wurden, deutet auf die
unterschiedlichen Wahlchancen von M�nnern
und Frauen bei den Unionsparteien hin. Die
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Abbildung 1 
Anteil von Frauen an den Mitgliedern, Kandidaten und Mandatsträgern der politischen 
Parteien, Bundestagswahl 2005
Quelle: Bundeswahlleiter (eigene Berechnungen); Oskar Niedermayer, „Parteimitglied-
schaften im Jahre 2005“, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Vol. 37, No. 2, 2006
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weiblichen Anteile bei den Gr�nen und der
PDS/Die Linke belegen eine Chancenungleich-
heit mit umgekehrten Vorzeichen, also zum
Vorteil von Frauen.

Die Chancenungleichheit zeigt sich auch im
Vergleich der Repr�sentation von Frauen auf
Listen und in Wahlkreisen. Abbildung 2 stellt
den Frauenanteil an den Kandidaten und
Mandatstr�gern der Parteien dar, nach Auf-
stellungs- und Wahlmodus. Zwar ist die Re-
pr�sentation von Frauen seit der Bundestags-
wahl 1990 sowohl auf den Listen als auch in
den Wahlkreisen kontinuierlich gestiegen.
Doch mit deutlichen Unterschieden: Frauen
wurden viel h�ufiger auf den Landeslisten der
Parteien als in den Wahlkreisen aufgestellt. In
den Bundestag wurden sie ebenfalls viel h�u-
figer �ber die Listen als direkt gew�hlt. Im Ge-
schlechtervergleich waren die Unterschiede
zum Vorteil wie zum Nachteil von Frauen. Seit
1994 ist der Anteil der �ber die Landesliste ge-
w�hlten Frauen h�her, als der Anteil der auf
den Listen nominierten Frauen eigentlich ver-
muten l�sst. In den Wahlkreisen jedoch ver-
hielt es sich genau umgekehrt: Hier waren
1990 und 1994 die Wahlchancen von Frauen
nur halb so hoch wie die vonM�nnern.

Diese Unterschiede sind das Resultat der oft
unterschiedlichen Interessen von Partei-
f�hrung und Kreisverb�nden. F�r die ver-
st�rkte Aufstellung von Kandidatinnen wer-
den vor allem die Listen genutzt, da bei deren
Zusammensetzung sowohl die wahlstrategi-
schen Interessen der Parteif�hrung als auch
die spezifischen Interessen unterschiedlicher
Parteigruppen – unter anderem von Frauen –
zum Tragen kommen. Mit der Einf�hrung
von Listenquoten haben sich einige Parteien
zur besonderen F�rderung von Kandidatin-
nen selbstverpflichtet, als erste die Gr�nen
1986. Denen bescherte dieser Schritt das
Image einer „Frauenpartei“ und damit ein
langfristiges Mobilisierungspotenzial bei den
W�hlerinnen – auf Kosten der anderen Par-
teien. So folgte die SPD schon 1988 mit einer
Quotierung, nach der Wiedervereinigung die
PDS, die CDU erst 1996. CSU und FDP f�hr-
ten Quoten nie ein. Heute reichen die Quoten
von 33 Prozent Frauen bei der CDU bis zu 50
Prozent bei der PDS/Die Linke und den Gr�-
nen, bei der SPD betr�gt die Quote 40 Pro-
zent. Die freiwillige Einf�hrung von Li-
stenquoten durch die Parteien ließ den Frau-
enanteil im Bundestag rasch ansteigen:
W�hrend er sich von 1953 bis 1983 zwischen
5 und 10 Prozent bewegt hatte, stieg er 1987
pl�tzlich auf 15,4 und 1990 auf 20,5 Prozent
an. Seitdem w�chst die weibliche Pr�senz in
allen Fraktionen kontinuierlich, wenn auch
bei den linken Parteien auf einem konstant
h�heren Niveau und bei allen Parteien seit
1998 langsamer.

Die Wahlkreise bleiben von den Quoten un-
ber�hrt. Auf dieser Ebene ist eine solche Re-
gelung schwer zu implementieren, da von je-
der Partei jeweils nur ein Kandidat – ent-
weder Mann oder Frau – aufgestellt werden
kann. Hinzu kommt, dass Direktkandidaten
von den Kreisverb�nden nominiert werden,
�berregionale Parteif�hrungen also wenige
M�glichkeiten haben, bestimmte Wahlkreise
f�r Frauen zu „reservieren“. Das Geschlecht
des Kandidaten ger�t oft zugunsten von Kri-
terien wie lokale Machtstellung, f�r den
Wahlkreis geleistete Dienste und nicht zuletzt
individuelle Erfolgsaussichten in den Hinter-
grund. Denn in den Wahlkreisen tritt Kandi-
dat gegen Kandidat an und f�hrt denW�hlern
vor, wer am besten f�r die lokalen Interessen
im Parlament einstehen kann. M�glicher-
weise bef�rchten die Kreisverb�nde, dass
Frauen in der direkten Konfrontation mit
m�nnlichen Kontrahenten als weniger durch-
setzungsf�hig empfunden und bei der Stimm-
abgabe diskriminiert werden. Eine solche
W�hlerskepsis gegen�ber Kandidatinnen ist
zwar nicht erwiesen, bei der Aufstellung von
Frauen in den Wahlkreisen aber muss sie als
Wettbewerbsrisiko einkalkuliert werden. Ver-
lieren CDU/CSU oder SPD n�mlich Erst-
stimmen an die jeweils andere Partei, k�nnen
sie dies kaum durch die Zweitstimmen kom-
pensieren, da nur eine sehr geringe Zahl von
W�hlern ihre Stimmen zwischen den beiden
großen Parteien aufteilt. Wen ihre Kreisver-
b�nde als Direktkandidaten aufstellen, ist
also f�r den allgemeinen Wahlerfolg von
CDU/CSU und SPD entscheidend.

F�r die Aufstellung und Wahl von Direktkan-
didatinnen gibt es eine Reihe von Erkl�rungs-
faktoren. Den st�rksten Effekt hat die Partei-

WZB-Mitteilungen Heft 120 Juni 2008 43WZB-Mitteilungen Heft 120 Juni 2008 43

0%

1990 1994 1998 2002 2005

10%

20%

30%

40%

50%

Abbildung 2
Anteil von Frauen an den Kandidaten und Mandatsträgern der politischen Parteien, 
nach Aufstellungs- und Wahlmodus, Bundestagswahlen 1990–2005
Quelle: Bundeswahlleiter (eigene Berechnungen)
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ideologie: In allen Bundestagswahlen seit
1990 war die Wahrscheinlichkeit, dass
Frauen in den Wahlkreisen nominiert und di-
rekt in den Bundestag gew�hlt werden, bei
der SPD h�her als bei der CDU/CSU. Zu be-
obachten ist auch, dass beide Parteien eher
zur Aufstellung von Direktkandidatinnen
neigen, wenn sie an der Regierung sind –
dann vor allem in den Wahlkreisen, die von
der Opposition dominiert werden. Dies kann
als Strategie gedeutet werden, in „schwie-
rigen“ Wahlkreisen, wo der politische Geg-
ner den Startvorsprung hat und Wahlen sich
entscheiden k�nnen, auf den Mobilisierungs-
effekt von Frauen zu setzen. Dass sich – wie
auch in Abbildung 2 zu sehen – von 1998 an
die Direktwahlchancen beider Geschlechter
tendenziell angleichen, h�ngt mit den Wahl-
siegen der „frauenfreundlicheren“ SPD zu-
sammen.

F�r die Direktwahlchancen von Kandidatin-
nen beider großen Parteien ist auch das Aus-
maß der Parteienkonkurrenz im Wahlkreis
entscheidend: In „sicheren“ Wahlkreisen, die
von der Partei des jeweiligen Kandidaten ge-
halten werden, haben Frauen gleich gute Ge-
winnchancen wie M�nner. In hart umk�mpf-
ten Wahlkreisen, wo der Erststimmenunter-
schied zwischen den beiden großen Parteien
gering ausf�llt bzw. diese im Wahlkampf
auch von den kleineren Parteien heraus-
gefordert werden, ist es anders. Hier und
auch in Wahlkreisen, die vom Opponenten
gehalten werden, sind die Erfolgsaussichten
von SPD-Kandidatinnen besser als die ihrer
m�nnlichen Parteikollegen. Dass sie gerade
1998 in solchen Wahlkreisen besonders er-
folgreich waren, macht ihren Beitrag zum
ersten sozialdemokratischen Wahlsieg nach
18 Jahren kenntlich. Bei der CDU/CSU hinge-
gen sind die Gewinnchancen von Frauen
auch in „schwierigen“ Wahlkreisen schlech-
ter als die ihrer m�nnlichen Parteikollegen.
Der geschlechtsspezifische Unterschied aber
ist gerade in solchen Wahlkreisen am engsten.
Weitergehende Analysen ergaben, dass bei
der CDU/CSU die Wahlchancen von Frauen
dort steigen, wo bei der vorhergehenden
Wahl die kleineren Parteien zwar gut mit-
mischten, aber die SPD gewann. Werden die
Sozialdemokraten auch von links heraus-
gefordert, so ist es f�r die CDU/CSU unter
Umst�nden leichter, eine relative Stimmen-
mehrheit zu erreichen. Die Aufstellung einer
Frau kann hier von strategischer Bedeutung
sein und beispielsweise auf die Stimmen von
Wechselw�hlerinnen mit konservativer Ten-
denz abzielen.

Ob Frauen in den Wahlkreisen aufgestellt
werden, h�ngt zum Teil auch mit ihrer politi-
schen Erfahrung zusammen. So wurden 2005
vor allem Mandatstr�gerinnen nominiert,

w�hrend 1990 die meisten Kandidatinnen
„neu“ waren. Bei der Aufstellung von Frauen
in den Wahlkreisen also riskieren die Parteien
heute nicht mehr viel. In diesem Sinne zeigte
auch die statistische Analyse, dass die ver-
gleichsweise st�rkere Bereitschaft der sozial-
demokratischen Kreisverb�nde zur Nominie-
rung von Direktkandidatinnen mit deren
wiederholtem Erfolg zusammenh�ngt. Bei
keiner Partei spielt dagegen eine Rolle, in
welchem Teil der Republik die Wahlkreise
liegen: Frauen kandidieren und gewinnen im
Osten gleichermaßen wie im Westen, selbst
wenn die PDS/Die Linke in der Analyse be-
r�cksichtigt wird. Dass die CDU/CSU Frauen
eher in st�dtischen Wahlkreisen aufstellt,
kann sowohl auf einen Mangel an po-
tenziellen Kandidatinnen wie auf die Be-
f�rchtung einer st�rker konservativen Ein-
stellung gegen�ber Frauen in l�ndlichen Re-
gionen hindeuten.

Bei Wahlen zum Deutschen Bundestag wer-
den Frauen von beiden großen Parteien in
schwierige Wahlkreise geschickt, um dort
auch zu bestehen. Von einer allgemeinen
W�hlerskepsis gegen�ber Direktkandidatin-
nen kann demnach keine Rede sein. Dass
Frauen seltener Direktmandate erringen als
M�nner, geht also auf das Konto der Par-
teien, vor allem ihrer Kreisverb�nde. Bei zu-
nehmendem Wahlerfolg von Direktkandida-
tinnen und Freiwerden von Wahlkreisen nach
dem Ausscheiden m�nnlicher Langzeitabge-
ordneter aber steht zu erwarten, dass f�r
CDU/CSU und SPD die Anreize zur Nominie-
rung von Frauen gr�ßer werden. Die Bundes-
tagswahl 2009 wird zeigen, ob sich der mit
den Listenquoten eingeleitete Trend stei-
gender Frauenrepr�sentation im deutschen
Parlament auch in den Wahlkreisen durch-
setzt.
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Summary

Women in the Bundestag

Despite quotas on most party lists,
female under-representation in the
Bundestag persists. This is related
to the majoritorian component in
Germany’s mixed-member electoral
system as well as to the parties’
electoral strategies. Less women
run in single-member districts than
on party lists and they have fewer
electoral prospects in first-past-the-
post races than men. Female candi-
dates are mostly nominated by the
SPD and perform best in the face of
high party competition.
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Vorschau Juni bis September 2008

WZB-Veranstaltungen
24.–25. Juni 2008

„Changing Educational Accountability in Europe“

Konferenz

The purpose of this conference is to discuss the challenges of modernizing public education on the basis of the new regimes of performance-based ac-
countability. The papers will explore the intended and unintended consequences of reforms aimed at the introduction of new accountability regimes of
education delivery driven by results.

Veranstalter: Professorin Jutta Allmendinger, Paola Mattei, Ph.D.
Informationen: Carolin Wolf, E-Mail: education@wzb.eu

8. Juli 2008, 17 Uhr

„Versammlungsfreiheit auch f�r Rechtsradikale – Kapitulation des Rechtsstaates?“

Wolfgang Hoffmann-Riem, ehemaliger Richter am Bundesverfassungsgericht

Veranstaltung in der WZB-Reihe „Rule of Law Lectures – Der Rechtsstaat unter Bew�hrungsdruck“

Veranstalter: Professor Wolfgang Merkel, Professor Gunnar Folke Schuppert, beide WZB, Professor Georg Nolte, HU Berlin
Informationen: Carolin Wolf, E-Mail: law@wzb.eu

24.–25. Juli 2008

„Transformationen der Gesundheit zwischen Politik und Kultur – Praktiken der Pr�vention im europ�ischen Vergleich (20. Jahrhundert)“

Konferenz im Rahmen des vom Bundesministerium f�r Bildung und Forschung gef�rderten Forschungsverbundes „Pr�ventives Selbst“

Die Tagung zeichnet einerseits in kulturhistorischer und historisch-anthropologischer Perspektive die großen Z�ge der westeurop�ischen Gesundheitsdis-
kurse im 20. Jahrhundert nach. Andererseits untersucht sie die binneneurop�ischen Variationen der Gesundheitsvorstellungen sowie das Ausmaß und
die Folgen der gesundheitspolitischen Europ�isierungsprozesse seit den 1950er Jahren.

Veranstalter: Dr. Martin Lengwiler, Universit�t Z�rich/Basel, und Dr. Jeannette Madar
sz, WZB
Anmeldungen bis 14. Juli 2008 an praevention@wzb.eu.

Informationen: Dr. Jeannette Madar
sz, E-Mail: madarasz@wzb.eu

18.–19. September 2008

„Koloniale Politik und Praktiken Deutschlands und Frankreichs 1880–1962“

Tagung

Die Kolonialgeschichte war k�rzlich Gegenstand lebhafter politischer, aber auch wissenschaftlicher Polemik in Frankreich. Parallel dazu hat die sozial-
wissenschaftliche Forschung neue Felder und Fragestellungen er�ffnet. Wenn auch das deutsche Kolonialreich k�rzer dauerte als das franz�sische, neh-
men auch hier wissenschaftliche Arbeiten klassische Ans�tze auf, die sich mit der Frage nach dem Ursprung genozidaler Gewalt und den Herrschafts-
formen des Nationalsozialismus verbinden. Die Tagung will diese beiden Historiographien miteinander ins Gespr�ch bringen.

Veranstalter: Deutsch-franz�sische Gruppe f�r vergleichende Sozialgeschichte, Humboldt-Universit�t zu Berlin, Centre de recherches historiques
(EHESS-CNRS, Paris) und WZB

Informationen: PD Dr. Dieter Gosewinkel, E-Mail: gosewinkel@wzb.eu
Sarah Bianchi, E-Mail: bianchi@wzb.eu

Weitere Informationen: www.wzb.eu/aktuell/veranstaltungen.de.htm



Die Kunst des Abschreckens
Fusionspolitik: Untersagungen sind wirkungsvoller als Auflagen

Von Joseph A. Clougherty und Jo Seldeslachts

Abschreckungseffekte in der Fusionspolitik waren
bislang schwer empirisch nachweisbar und messbar.
Mehrere aktuelle Studien zeigen nun, dass Ab-
schreckungsinstrumente f�r die Fusionskontrolle
grunds�tzlich sinnvoll sein k�nnen. Die Autoren ha-
ben herausgefunden, dass dies jedoch in unter-
schiedlichem Maß f�r verschiedene Instrumente gilt:
Nur Untersagungen erzielen Abschreckungseffekte.
Auflagen scheinen dagegen weitgehend wirkungslos
zu bleiben. Wettbewerbsbeh�rden sollten daher be-
r�cksichtigen, dass Untersagungen wettbewerbs-
feindliche Fusionen am ehesten abschrecken.

Aus zwei mach eins: Unter einer Fusion ver-
steht man die rechtliche und wirtschaftliche
Vereinigung von zwei oder mehr zuvor selbst-
st�ndigen Unternehmen. Fusionen sind be-
liebt, denn f�r die beteiligten Unternehmen
k�nnen sich daraus unterschiedliche Vorteile
ergeben: Wer sich auf diese Weise zum Bei-
spiel neue Absatzm�rkte erschließt oder seine
Produktpalette erg�nzt, hat bessere Chancen,
auf dem globalen Markt eine starke Position
zu verteidigen oder zu erlangen. Dies kann
durchaus Vorteile f�r die Konsumenten ha-
ben. Wenn jedoch ein fusioniertes Unter-
nehmen zu viel Marktmacht hat, kann diese
dominierende Position allerdings auch zu
Nachteilen f�r die Verbraucher f�hren – zum
Beispiel durch Preissteigerungen.

Zusammenschl�sse von Unternehmen unter-
liegen deswegen einer staatlichen Fusionskon-
trolle, die darauf abzielt, die Konsumenten zu
sch�tzen. Dies geschieht, indem sie Unterneh-
menszusammenschl�sse verhindert, die auf
einem der betroffenen M�rkte zum Miss-
brauch einer marktbeherrschenden Stellung
f�hren k�nnen. Wollen zwei Unternehmen fu-
sionieren, ben�tigen sie daf�r also die Ge-
nehmigung der zust�ndigen Wettbewerbs-
beh�rde. Deren Kontrolleure operieren dabei
im Wesentlichen mit zwei Instrumenten, wenn
eine vorbehaltlose Genehmigung nicht m�g-
lich ist: Untersagungen und Auflagen. Unter
einer Untersagung versteht man die voll-
st�ndige Verhinderung einer angestrebten Fu-
sion, unter einer Auflage eine Maßnahme, die
Unternehmen ergreifen m�ssen, um die Er-
laubnis der Wettbewerbsbeh�rde f�r die Fu-
sion zu erhalten. Beispiel: Eine h�ufige Auf-
lage ist der zwingende Verkauf eines Teils des
fusionierten Unternehmens.

In letzter Zeit ist in der Fusionspolitik der
Trend auszumachen, dass Wettbewerbsbe-

h�rden Auflagen als Ersatz f�r Untersagun-
gen einsetzen. Der Grund: Auflagen sind das
einfachere Mittel in dem Sinne, dass sie bei
den betroffenen Firmen einen weniger
schmerzhaften Prozess in Gang bringen als
eine vollst�ndige Untersagung. Sie gelten ge-
meinhin als effektiver bzw. als die bessere L�-
sung. Aber wie geeignet sind diese Instrumen-
te zur Abschreckung?

Angesichts des Mangels an empirischer Lite-
ratur gaben in j�ngster Zeit mehrere natio-
nale Wettbewerbsbeh�rden praktische Stu-
dien in Auftrag, um die Wirkung von Fu-
sionspolitik besser einsch�tzen zu k�nnen.
Eine Studie von Davies und Majumdar aus
dem Jahr 2002 f�r die britische Wettbewerbs-
beh�rde Office of Fair Trading (OFT) ver-
suchte, den Gesamtnutzen von Wettbewerbs-
politik f�r die Verbraucher zu messen. Diese
Studie erw�hnte als erste Untersuchung, dass
Abschreckungseffekte wichtig sein k�nnten.
Zwei weitere, auf Befragungen basierende
Auftragsstudien (eine f�r das OFT und eine
f�r die niederl�ndische Wettbewerbsbeh�rde)
erbrachten zudem mehrere Belege daf�r, dass
Fusionspolitik einen Abschreckungseffekt
hat.

F�r eine Studie des internationalen Wirt-
schaftspr�fungsunternehmens Deloitte &
Touch von 2007 f�r die britische Wettbe-
werbsbeh�rde wurden Anw�lte f�r Wettbe-
werbsrecht befragt. In der Studie konnte
nachgewiesen werden, dass von jeder Fusion,
die gestoppt oder mit einer Auflage belegt
wurde, etwa f�nf Fusionen von anderen Un-
ternehmen betroffen waren in dem Sinne,
dass sie aufgegeben oder ge�ndert wurden.
Ge�ndert heißt: Die Unternehmen fusio-
nieren, aber unter freiwillig und ohne Kon-
takt zur Wettbewerbsbeh�rde modifizierten
Bedingungen. Dieses Verh�ltnis von F�nf zu
Eins ist dabei sicherlich ein Wert, der als un-
tere Grenze betrachtet werden muss, da die
Studie nur solche Fusionen erfasst hat, die
nach erfolgter externer Rechtsberatung auf-
gegeben oder ge�ndert wurden. Die Entschei-
dung, eine Fusion als Reaktion auf neue Ent-
scheidungen in der Fusionspolitik aufzuge-
ben oder abzu�ndern, wird von Firmen indes
h�ufig ohne rechtliche Beratung getroffen.
Die Ergebnisse aus Großbritannien zeigen,
dass Abschreckungseffekte einen betr�chtlich
gr�ßeren Einfluss auf fusionswillige Unter-
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Summary

Merger policy

Deterrence effects are widely
recognized as an important
element of merger policy, but have
traditionally been difficult to
empirically establish and quantify.
Some recent survey-based studies
commissioned by competition-
policy authorities support the ge-
neral existence of deterrence for
merger enforcement. However, we
find only prohibitions – and not
remedies – involve a robust
deterrence effect with respect to
future merger activity. Competition
authorities should consider that
prohibitions may be unique in their
ability to deter future anti-competi-
tive mergers.

Aus der aktuellen Forschung




